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Nr. 43 a Montag, 31. Oktober 2011

Nr. 1 Satzung für die 
öffentliche Wasserver-
sorgungseinrichtung 
der Gemeinde Asbach-
Bäumenheim (Wasser-
abgabesatzung – WAS –) 
vom 26. 10. 2011

Auf Grund von Art. 23 und 24 
Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und 
Abs. 3 der Gemeindeordnung (GO) 
erlässt die Gemeinde Asbach-Bäu-
menheim folgende Satzung:

§ 1 Öffentliche Einrichtung
1) Die Gemeinde betreibt eine öf-

fentliche Einrichtung zur Wasser-
versorgung.

2) Art und Umfang dieser Wasserver-
sorgungseinrichtung bestimmt die 
Gemeinde durch den Bestands-
plan in seiner jeweiligen Fassung.

3) Zur Wasserversorgungseinrich-
tung gehören auch die im öffentli-
chen Straßengrund liegenden Teile 
der Grundstücksanschlüsse.

§ 2 Grundstücksbegriff –
Grundstückseigentümer

1) Grundstück im Sinne dieser Sat-
zung ist jedes räumlich zusam-
menhängende und einem ge-
meinsamen Zweck dienende 
Grundeigentum desselben Ei-
gentümers, das eine selbstän-
dige wirtschaftliche Einheit bil-
det, auch wenn es sich um 
mehrere Grundstücke oder Teile 
von Grundstücken im Sinn des 
Grundbuchrechts handelt. Recht-
lich verbindliche planerische Fest-
legungen sind zu berücksichtigen.

2) Die Vorschriften dieser Satzung für 
die Grundstückseigentümer gelten 
auch für Erbbauberechtigte oder 
ähnlich zur Nutzung eines Grund-
stücks dinglich Berechtigte. Von 
mehreren dinglich Berechtigten ist 
jeder berechtigt und verpflichtet; 
sie haften als Gesamtschuldner.
§ 3 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben 
die nachstehenden Begriffe folgende 
Bedeutung:
Versorgungsleitungen
sind die Wasserleitungen im Wasser-
versorgungsgebiet, von denen die 
Grundstücksanschlüsse abzweigen.
Grundstücksanschlüsse
(=Hausanschlüsse)
sind die Wasserleitungen von der 
Abzweigstelle der Versorgungslei-
tung bis zur Übergabestelle; 
sie beginnen mit der Anschlussvor-
richtung und enden mit der Haupt-
absperrvorrichtung.
Gemeinsame Grundstücks-
Anschlüsse (verzweigte Hausan-
schlüsse)
sind Hausanschlüsse, die über Privat-
grundstücke (z. B. Privatweg) verlau-
fen und mehr als ein  Grundstück mit 
der Versorgungsleitung verbinden.
Anschlussvorrichtung
ist die Vorrichtung zur Wasserent-
nahme aus der Versorgungsleitung, 
umfassend Anbohrschelle mit inte-
grierter oder zusätzlicher Absperr-
armatur oder Abzweig mit Absper-
rarmatur samt den dazugehörigen 
technischen Einrichtungen.
Hauptabsperrvorrichtung
ist die erste Armatur auf dem Grund-
stück, mit der die gesamte nachfol-
gende Wasserverbrauchsanlage ein-
schließlich Wasserzähler abgesperrt 
werden kann.
Übergabestelle
ist das Ende des Grundstücksan-
schlusses hinter der Hauptabsperr-
vorrichtung im Grundstück/Gebäude.
Wasserzähler
sind Messgeräte zur Erfassung des 
durchgeflossenen Wasservolumens. 
Absperrventile und etwa vorhandene 
Wasserzählerbügel sind nicht Be-
standteile der Wasserzähler.
Anlagen des Grundstückseigen-
tümers (= Verbrauchsleitungen)
sind die Gesamtheit der Anlagenteile 
in Grundstücken oder in Gebäuden 

hinter der Übergabestelle; als solche 
gelten auch Eigengewinnungsanla-
gen, wenn sie sich ganz oder teilwei-
se im gleichen Gebäude befinden.

§ 4 Anschluss- und
Benutzungsrecht

1) Jeder Grundstückseigentümer 
kann verlangen, dass sein be-
bautes, bebaubares, gewerblich 
genutztes oder gewerblich nutz-
bares Grundstück nach Maßgabe 
dieser Satzung an die Wasserver-
sorgungseinrichtung angeschlos-
sen und mit Wasser beliefert wird.

2) Das Anschluss- und Benutzungs-
recht erstreckt sich nur auf solche 
Grundstücke, die durch eine Ver-
sorgungsleitung erschlossen wer-
den. Der Grundstückseigentümer 
kann unbeschadet weitergehender 
bundes- oder landesgesetzlicher 
Vorschriften nicht verlangen, dass 
eine neue Versorgungsleitung her-
gestellt oder eine bestehende Ver-
sorgungsleitung geändert wird. 
Welche Grundstücke durch die 
Versorgungsleitung erschlossen 
werden, bestimmt die Gemeinde.

3) Die Gemeinde kann den An-
schluss eines Grundstücks an 
eine bestehende Versorgungslei-
tung versagen, wenn die Wasser-
versorgung wegen der Lage des 
Grundstücks oder aus sonstigen 
technischen oder betrieblichen 
Gründen der Gemeinde erheb-
liche Schwierigkeiten bereitet 
oder besondere Maßnahmen er-
fordert, es sei denn, der Grund-
stückseigentümer übernimmt die 
Mehrkosten, die mit dem Bau und 
Betrieb zusammenhängen, und 
leistet auf Verlangen Sicherheit.

4) Das Benutzungsrecht besteht 
nicht für Kühlwasserzwecke und 
den Betrieb von Wärmepumpen. 
Die Gemeinde kann ferner das 
Anschluss- und Benutzungsrecht 
in begründeten Einzelfällen aus-
schließen oder einschränken, so-
weit nicht die Bereitstellung von 
Wasser in Trinkwasserqualität er-
forderlich ist. Das gilt auch für die 
Vorhaltung von Löschwasser.

§ 5 Anschluss- und
Benutzungszwang

1) Die zum Anschluss Berechtigten 
(§ 4) sind verpflichtet, die Grund-
stücke, auf denen Wasser ver-
braucht wird, an die öffentliche 
Wasserversorgungseinrichtung an-
zuschließen (Anschlusszwang). 
Ein Anschlusszwang besteht nicht, 
wenn der Anschluss rechtlich oder 
tatsächlich unmöglich ist.

2) Auf Grundstücken, die an die öf-
fentliche Wasserversorgungsein-
richtung angeschlossen sind, ist 
der gesamte Bedarf an Wasser im 
Rahmen des Benutzungsrechts 
(§ 4) ausschließlich aus dieser Ein-
richtung zu decken (Benutzungs-
zwang). Gesammeltes Nieder-
schlagswasser darf ordnungsgemäß 
für Zwecke der Gartenbewässe-
rung und zur Toilettenspülung ver-
wendet werden. Verpflichtet sind 
die Grundstückseigentümer und 
alle Benutzer der Grundstücke. Sie 
haben auf Verlangen der Gemein-
de die dafür erforderliche Überwa-
chung zu dulden.

3) Vom Benutzungszwang ausgenom-
men ist das Wasser für den Betrieb 
von Wärmepumpen und für Gar-
tenbewässerung (Hausgärten).

§ 6 Befreiung vom Anschluss- 
oder Benutzungszwang

1) Von der Verpflichtung zum An-
schluss oder zur Benutzung wird 
auf Antrag ganz oder zum Teil be-
freit, wenn der Anschluss oder die 
Benutzung aus besonderen Grün-
den auch unter Berücksichtigung 
der Erfordernisse des Gemein-
wohls nicht zumutbar ist. Der An-
trag auf Befreiung ist unter Anga-
be der Gründe schriftlich bei der 
Gemeinde einzureichen.

2) Die Befreiung kann befristet, un-
ter Bedingungen, Auflagen und 
Widerrufsvorbehalt erteilt wer-
den.

§ 7 Beschränkung der
Benutzungspflicht

1) Auf Antrag wird die Verpflich-
tung zur Benutzung auf einen be-
stimmten Verbrauchszweck oder 
Teilbedarf beschränkt, soweit das 
für die öffentliche Wasserversor-
gung wirtschaftlich zumutbar ist 
und nicht andere Rechtsvorschrif-
ten oder Gründe der Volksgesund-
heit entgegenstehen. Gründe der 
Volksgesundheit stehen einer Be-
schränkung der Benutzungspflicht 

insbesondere entgegen, wenn für 
den jeweiligen Verbrauchszweck 
oder Teilbedarf i.S.v. Satz 1 Trink-
wasser oder Wasser mit der Be-
schaffenheit von Trinkwasser er-
forderlich ist und die Versorgung 
mit solchem Wasser nur durch die 
Benutzung der öffentlichen Was-
serversorgung gewährleistet wird.

2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet 
entsprechende Anwendung.

3) Absatz 1 gilt nicht für die Versor-
gung von Industrieunternehmen 
und Weiterverteilern sowie für die 
Vorhaltung von Löschwasser.

4) Vor der Errichtung oder Inbetrieb-
nahme einer Eigengewinnungsan-
lage hat der Grundstückseigentü-
mer der Gemeinde Mitteilung zu 
machen; dasselbe gilt, wenn eine 
solche Anlage nach dem Anschluss 
an die öffentliche Wasserversor-
gung weiterbetrieben werden soll. 
Er hat durch geeignete Maßnah-
men sicherzustellen, dass von sei-
ner Eigengewinnungsanlage keine 
Rückwirkungen in das öffentliche 
Wasserversorgungsnetz möglich 
sind. Bei einer Nachspeisung von 
Trinkwasser aus der öffentlichen 
Wasserversorgungseinrichtung in 
eine Eigengewinnungsanlage ist 
ein freier Auslauf (Luftbrücke) 
oder ein Rohrunterbrecher A 1 
der Nachspeiseeinrichtung in das 
Regenauffangbecken bzw. an son-
stigen Stellen (z. B. Spülkasten) 
erforderlich.
§ 8 Sondervereinbarungen

1) Ist der Grundstückseigentümer 
nicht zum Anschluss berechtigt 
oder verpflichtet, so kann die Ge-
meinde durch Vereinbarung ein 
besonderes Benutzungsverhältnis 
begründen.

2) Für dieses Benutzungsverhält-
nis gelten die Bestimmungen die-
ser Satzung und der Beitrags- und 
Gebührensatzung entsprechend. 
Ausnahmsweise kann in der Son-
dervereinbarung Abweichendes 
bestimmt werden, soweit dies 
sachgerecht ist.

§ 9 Grundstücksanschluss
1) Der Grundstücksanschluss wird 

von der Gemeinde hergestellt, an-
geschafft, verbessert, unterhalten, 
erneuert, geändert, abgetrennt 
und beseitigt. Er muss zugäng-
lich und vor Beschädigungen ge-
schützt sein.

2) Die Gemeinde bestimmt Zahl, 
Art, Nennweite und Führung der 
Grundstücksanschlüsse sowie de-
ren Änderung. Sie bestimmt auch, 
wo und an welche Versorgungs-
leitung anzuschließen ist. Der 
Grundstückseigentümer ist vor-
her zu hören; seine berechtigten 
Interessen sind nach Möglichkeit 
zu wahren. Soll der Grundstücks-
anschluss auf Wunsch des Grund-
stückseigentümers nachträglich 
geändert werden, so kann die Ge-
meinde verlangen, dass die nähe-
ren Einzelheiten einschließlich der 
Kostentragung vorher in einer ge-
sonderten Vereinbarung geregelt 
werden.

3) Der Grundstückseigentümer hat 
die baulichen Voraussetzungen für 
die sichere Errichtung des Grund-
stücksanschlusses zu schaffen. Die 
Gemeinde kann hierzu schrift-
lich eine angemessene Frist set-
zen. Der Grundstückseigentümer 
darf keine Einwirkungen auf den 
Grundstücksanschluss vorneh-
men oder vornehmen lassen.

4) Der Grundstückseigentümer und 
die Benutzer haben jede Beschä-
digung des Grundstücksanschlus-
ses, insbesondere das Undichtwer-
den von Leitungen, sowie sonstige 
Störungen unverzüglich der Ge-
meinde mitzuteilen.

§ 10 Anlage des
Grundstückseigentümers

1) Der Grundstückseigentümer ist 
verpflichtet, für die ordnungsge-
mäße Errichtung, Erweiterung, 
Änderung und Unterhaltung der 
Anlage von der Übergabestelle ab, 
mit Ausnahme des Wasserzählers, 
zu sorgen. Hat er die Anlage oder 
Teile davon einem anderen ver-
mietet oder sonst zur Benutzung 
überlassen, so ist er neben dem 
anderen verpflichtet.

2) Die Anlage darf nur unter Beach-
tung der Vorschriften dieser Sat-
zung und anderer gesetzlicher 
oder behördlicher Bestimmungen 
sowie nach den anerkannten Re-
geln der Technik errichtet, erwei-
tert, geändert und unterhalten 
werden. Anlage und Verbrauch-

seinrichtungen müssen so be-
schaffen sein, dass Störungen 
anderer Abnehmer oder der öf-
fentlichen Versorgungseinrich-
tungen sowie Rückwirkungen auf 
die Güte des Trinkwassers aus-
geschlossen sind. Der Anschluss 
wasserverbrauchender Einrich-
tungen jeglicher Art geschieht auf 
Gefahr des Grundstückseigentü-
mers.

3) Es dürfen nur Produkte und Ge-
räte verwendet werden, die den 
allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entsprechen. Die Ein-
haltung der Voraussetzungen des 
Satzes 1 wird vermutet, wenn 
eine CE-Kennzeichnung für den 
ausdrücklichen Einsatz im Trink-
wasserbereich vorhanden ist. So-
fern diese CE-Kennzeichnung 
nicht vorgeschrieben ist, wird 
dies auch vermutet, wenn das 
Produkt oder Gerät ein Zeichen 
eines akkreditierten Branchen-
zertifizierers trägt, insbesonde-
re das DIN-DVGW-Zeichen oder 
DVGW-Zeichen. Produkte und 
Geräte, die
1.  in einem anderen Vertragsstaat 

des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum 
rechtmäßig hergestellt worden 
sind oder

2.  in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Uni-
on oder in der Türkei recht-
mäßig hergestellt oder in den 
Verkehr gebracht worden sind 
und die nicht den technischen 
Spezifikationen der Zeichen 
nach Satz 3 entsprechen, wer-
den einschließlich der in den 
vorgenannten Staaten durchge-
führten Prüfungen und Über-
wachungen als gleichwer-
tig behandelt, wenn mit ihnen 
das in Deutschland geforderte 
Schutzniveau gleichermaßen 
dauerhaft erreicht wird.

4) Anlagenteile, die sich vor dem 
Wasserzähler befinden, können 
plombiert werden. Ebenso kön-
nen Anlagenteile, die zur Anlage 
des Grundstückseigentümers ge-
hören, unter Plombenverschluss 
genommen werden, um eine ein-
wandfreie Messung zu gewährlei-
sten. Die dafür erforderliche Aus-
stattung der Anlage ist nach den 
Angaben der Gemeinde zu veran-
lassen.

§ 11 Zulassung und Inbetrieb-
setzung der Anlage des

Grundstückseigentümers
1) Bevor die Anlage des Grundstück-

seigentümers hergestellt oder we-
sentlich geändert wird, sind der 
Gemeinde folgende Unterlagen in 
doppelter Fertigung einzureichen:
a)  eine Beschreibung der geplanten 

Anlage des Grundstückseigen-
tümers und ein Lageplan,

b)  der Name des Unternehmers, 
der die Anlage errichten soll,

c)  Angaben über eine etwaige Ei-
genversorgung,

d)  im Falle des § 4 Abs. 3 die Ver-
pflichtung zur Übernahme der 
Mehrkosten.

 Die einzureichenden Unterlagen 
haben den bei der Gemeinde auf-
liegenden Mustern zu entspre-
chen. Alle Unterlagen sind von 
den Bauherren und Planfertigern 
zu unterschreiben.

2) Die Gemeinde prüft, ob die be-
absichtigten Anlagen den Bestim-
mungen dieser Satzung entspre-
chen. Ist das der Fall, so erteilt 
die Gemeinde schriftlich ihre Zu-
stimmung und gibt eine Ferti-
gung der eingereichten Unterlagen 
mit Zustimmungsvermerk zurück. 
Stimmt die Gemeinde nicht zu, 
setzt sie dem Bauherrn unter An-
gabe der Mängel eine angemes-
sene Frist zur Berichtigung. Die 
geänderten Unterlagen sind so-
dann erneut einzureichen. Die Zu-
stimmung und die Überprüfung 
befreien den Grundstückseigen-
tümer, den Bauherrn, den aus-
führenden Unternehmer und den 
Planfertiger nicht von der Verant-
wortung für die vorschriftsmäßige 
und fehlerfreie Planung und Aus-
führung der Anlagen.

3) Mit den Installationsarbeiten darf 
erst nach schriftlicher Zustim-
mung der Gemeinde begonnen 
werden. Eine Genehmigungs-
pflicht nach sonstigen, insbeson-
dere nach straßen-, bau- und was-
serrechtlichen Bestimmungen 
bleibt durch die Zustimmung un-
berührt.

4) Die Errichtung der Anlage und 
wesentliche Veränderungen dür-
fen nur durch die Gemeinde oder 
durch ein Installationsunterneh-
men erfolgen, das in ein Instal-
lateurverzeichnis der Gemeinde 
oder eines anderen Wasserversor-
gungsunternehmens eingetragen 
ist. Die Gemeinde ist berechtigt, 
die Ausführung der Arbeiten zu 
überwachen. Leitungen, die an 
Eigengewinnungsanlagen ange-
schlossen sind, dürfen nur mit vor-
heriger Zustimmung der Gemein-
de verdeckt werden; andernfalls 
sind sie auf Anordnung der Ge-
meinde freizulegen.

5) Der Grundstückseigentümer hat 
jede Inbetriebsetzung der Anla-
gen bei der Gemeinde über das In-
stallationsunternehmen zu bean-
tragen. Der Anschluss der Anlage 
an das Verteilungsnetz und die In-
betriebsetzung erfolgen durch die 
Gemeinde oder ihre Beauftragten.

6) Von den Bestimmungen der Ab-
sätze 1 bis 4 kann die Gemeinde 
Ausnahmen zulassen.

§ 12 Überprüfung der Anlage des 
Grundstückseigentümers

1) Die Gemeinde ist berechtigt, die 
Anlage des Grundstückseigen-
tümers vor und nach ihrer Inbe-
triebnahme zu überprüfen. Sie hat 
auf erkannte Sicherheitsmängel 
aufmerksam zu machen und kann 
deren Beseitigung verlangen.

2) Werden Mängel festgestellt, wel-
che die Sicherheit gefährden oder 
erhebliche Störungen erwarten 
lassen, so ist die Gemeinde be-
rechtigt, den Anschluss oder die 
Versorgung zu verweigern; bei Ge-
fahr für Leib oder Leben ist sie 
hierzu verpflichtet.

3) Durch Vornahme oder Unterlas-
sung der Überprüfung der Anla-
ge sowie durch deren Anschluss 
an das Verteilungsnetz übernimmt 
die Gemeinde keine Haftung für 
die Mängelfreiheit der Anlage. 
Dies gilt nicht, wenn sie bei einer 
Überprüfung Mängel festgestellt 
hat, die eine Gefahr für Leib oder 
Leben darstellen.

§ 13 Abnehmerpflichten,
Haftung

1) Der Grundstückseigentümer und 
die Benutzer haben den Beauf-
tragten der Gemeinde, die sich auf 
Verlangen auszuweisen haben, zu 
angemessener Tageszeit den Zu-
tritt zu allen der Wasserversorgung 
dienenden Einrichtungen zu ge-
statten, soweit dies zur Nachschau 
der Wasserleitungen, zum Able-
sen der Wasserzähler und zur Prü-
fung, ob die Vorschriften dieser 
Satzung und die von der Gemein-
de auferlegten Bedingungen und 
Auflagen erfüllt werden, erforder-
lich ist. Zur Überprüfung der sat-
zungsmäßigen und gesetzlichen 
Pflichten sind die mit dem Voll-
zug dieser Satzung beauftragten 
Personen der Gemeinde berech-
tigt, zu angemessener Tageszeit 
Grundstücke, Gebäude, Anlagen, 
Einrichtungen, Wohnungen und 
Wohnräume im erforderlichen 
Umfang zu betreten. Der Grund-
stückseigentümer, gegebenenfalls 
auch die Benutzer des Grund-
stücks werden davon vorher ver-
ständigt. Bei Gefahr im Verzug, 
betrieblichen Störungen oder son-
stigen Fehlfunktionen kann von 
der vorherigen Verständigung des 
Grundstückseigentümers oder der 
Benutzer abgesehen werden.
Nach anderen Rechtsvorschrif-
ten bestehende Betretungs- und 
Überwachungsrechte bleiben un-
berührt.

2) Der Grundstückseigentümer und 
die Benutzer sind verpflichtet, alle 
für die Prüfung des Zustandes der 
Anlagen erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen. Sie haben die Verwen-
dung zusätzlicher Verbrauchsein-
richtungen vor Inbetriebnahme 
der Gemeinde mitzuteilen, soweit 
sich dadurch die vorzuhaltende 
Leistung wesentlich erhöht.

3) Der Grundstückseigentümer und 
die Benutzer haften der Gemeinde 
für von ihnen verschuldete Schä-
den, die auf eine Verletzung ihrer 
Pflichten nach dieser Satzung zu-
rückzuführen sind.
§ 14 Grundstücksbenutzung

1) Der Grundstückseigentümer hat 
das Anbringen und Verlegen von 
Leitungen einschließlich Zube-
hör zur Zu- und Fortleitung von 
Wasser über sein im Versorgungs-
gebiet liegendes Grundstück so-

wie sonstige Schutzmaßnahmen
unentgeltlich zuzulassen, wenn 
und soweit diese Maßnahmen für 
die örtliche Wasserversorgung er-
forderlich sind. Diese Pflicht be-
trifft nur Grundstücke, die an die 
Wasserversorgung angeschlossen 
oder anzuschließen sind, die vom 
Eigentümer im wirtschaftlichen
Zusammenhang mit einem ange-
schlossenen oder zum Anschluss
vorgesehenen Grundstück genutzt 
werden oder für die die Möglich-
keit der Wasserversorgung sonst 
wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die 
Verpflichtung entfällt, soweit die 
Inanspruchnahme der Grund-
stücke den Eigentümer in unzu-
mutbarer Weise belasten würde.

2) Der Grundstückseigentümer ist 
rechtzeitig über Art und Umfang 
der beabsichtigten Inanspruch-
nahme seines Grundstücks zu be-
nachrichtigen.

3) Der Grundstückseigentümer kann 
die Verlegung der Einrichtungen 
verlangen, wenn sie an der bis-
herigen Stelle für ihn nicht mehr
zumutbar sind. Die Kosten der 
Verlegung hat die Gemeinde zu 
tragen, soweit die Einrichtungen 
nicht ausschließlich der Versor-
gung des Grundstücks dienen.

4) Wird der Wasserbezug nach § 22 
Abs. 2 oder 3 eingestellt, ist der 
Grundstückseigentümer verpflich-
tet, nach Wahl der Gemeinde die 
Entfernung der Einrichtungen zu 
gestatten oder sie noch fünf Jahre 
unentgeltlich zu belassen, sofern 
dies zumutbar ist.

5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht 
für öffentliche Verkehrswege und 
Verkehrsflächen sowie für Grund-
stücke, die durch Planfeststellung 
für den Bau von öffentlichen Ver-
kehrswegen und Verkehrsflächen 
bestimmt sind.

§ 15 Art und Umfang der
Versorgung

1) Die Gemeinde stellt das Wasser 
zu dem in der Beitrags- und Ge-
bührensatzung aufgeführten Ent-
gelt zur Verfügung. Sie liefert das 
Wasser als Trinkwasser unter dem 
Druck und in der Beschaffenheit, 
die in dem betreffenden Abschnitt
des Versorgungsgebiets üblich 
sind, entsprechend den jeweils 
geltenden Rechtsvorschriften und 
den anerkannten Regeln der Tech-
nik.

2) Die Gemeinde ist berechtigt, die 
Beschaffenheit und den Druck des 
Wassers im Rahmen der gesetz-
lichen und behördlichen Bestim-
mungen sowie der anerkannten 
Regeln der Technik zu ändern, so-
fern dies aus wirtschaftlichen oder 
technischen Gründen zwingend
erforderlich ist. Die Gemeinde 
wird eine dauernde wesentliche 
Änderung den Wasserabnehmern 
nach Möglichkeit mindestens
zwei Monate vor der Umstellung 
schriftlich bekannt geben und die
Belange der Anschlussnehmer
möglichst berücksichtigen. Die 
Grundstückseigentümer sind ver-
pflichtet, ihre Anlagen auf eigene 
Kosten den geänderten Verhält-
nissen anzupassen.

3) Die Gemeinde stellt das Wasser 
im Allgemeinen ohne Beschrän-
kung zu jeder Tag- und Nacht-
zeit am Ende des Hausanschlus-
ses zur Verfügung. Dies gilt nicht, 
soweit und solange die Gemein-
de durch höhere Gewalt, durch 
Betriebsstörungen, Wasserman-
gel oder sonstige technische oder 
wirtschaftliche Umstände, deren 
Beseitigung ihr nicht zumutbar
ist, an der Wasserversorgung ge-
hindert ist. Die Gemeinde kann 
die Belieferung ablehnen, men-
genmäßig und zeitlich beschrän-
ken oder unter Auflagen und Be-
dingungen gewähren, soweit das 
zur Wahrung des Anschluss- und 
Benutzungsrechtes der ande-
ren Berechtigten erforderlich ist. 
Die Gemeinde darf ferner die
Lieferung unterbrechen, um be-
triebsnotwendige Arbeiten vor-
zunehmen. Soweit möglich, gibt 
die Gemeinde Absperrungen der 
Wasserleitung vorher öffentlich 
bekannt und unterrichtet die Ab-
nehmer über Umfang und voraus-
sichtliche Dauer der Unterbre-
chung.

4) Das Wasser wird lediglich zur De-
ckung des Eigenbedarfs für die an-
geschlossenen Grundstücke gelie-
fert. Die Überleitung von Wasser 
in ein anderes Grundstück bedarf 
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der schriftlichen Zustimmung der 
Gemeinde; die Zustimmung wird 
erteilt, wenn nicht überwiegende 
versorgungswirtschaftliche Grün-
de entgegenstehen.

5) Für Einschränkungen oder Unter-
brechungen der Wasserlieferung 
und für Änderungen des Druckes 
oder der Beschaffenheit des Was-
sers, die durch höhere Gewalt, 
Wassermangel oder sonstige tech-
nische oder wirtschaftliche Um-
stände, die die Gemeinde nicht 
abwenden kann, oder aufgrund 
behördlicher Verfügungen veran-
lasst sind, steht dem Grundstück-
seigentümer kein Anspruch auf 
Minderung verbrauchsunabhän-
giger Gebühren zu.

§ 16 Anschlüsse und Benutzung 
der Wasserleitung für

Feuerlöschzwecke
1) Sollen auf einem Grundstück pri-

vate Feuerlöschanschlüsse einge-
richtet werden, so sind über die 
näheren Einzelheiten einschließ-
lich der Kostentragung besonde-
re Vereinbarungen zwischen dem 
Grundstückseigentümer und der 
Gemeinde zu treffen.

2) Private Feuerlöscheinrichtungen 
werden mit Wasserzählern ausge-
rüstet. Sie müssen auch für die 
Feuerwehr benutzbar sein.

3) Wenn es brennt oder wenn sonst 
Gemeingefahr droht, sind die An-
ordnungen der Gemeinde, der 
Polizei und der Feuerwehr zu be-
folgen; insbesondere haben die 
Wasserabnehmer ihre Leitungen 
und ihre Eigenanlagen auf Verlan-
gen zum Feuerlöschen zur Verfü-
gung zu stellen. Ohne zwingenden 
Grund dürfen sie in diesen Fällen 
kein Wasser entnehmen.

4) Bei Feuergefahr hat die Gemeinde 
das Recht, Versorgungsleitungen 
und Grundstücksanschlüsse vorü-
bergehend abzusperren. Dem von 
der Absperrung betroffenen Was-
serabnehmer steht hierfür kein 
Entschädigungsanspruch zu.

§ 17 Wasserabgabe für
vorübergehende Zwecke,

Wasserabgabe aus öffentlichen 
Entnahmestellen

1) Der Anschluss von Anlagen zum 
Bezug von Bauwasser oder zu son-
stigen vorübergehenden Zwecken 
ist rechtzeitig bei der Gemeinde 
zu beantragen. Muss das Wasser 
von einem anderen Grundstück 
bezogen werden, so ist die schrift-
liche Zustimmung des Grund-
stückseigentümers beizubringen. 
Über die Art der Wasserabgabe 
entscheidet die Gemeinde; sie legt 
die weiteren Bedingungen für den 
Wasserbezug fest.

2) Falls Wasser aus öffentlichen Hy-
dranten nicht zum Feuerlöschen, 
sondern zu anderen vorüberge-
henden Zwecken entnommen 
werden soll, so stellt die Gemein-
de auf Antrag einen Wasserzähler, 
gegebenenfalls Absperrvorrich-
tung und Standrohr zur Verfügung 
und setzt die Bedingungen für die 
Benutzung fest.

§ 18 Haftung bei
Versorgungsstörungen

1) Für Schäden, die ein Grundstück-
seigentümer durch Unterbre-
chung der Wasserversorgung oder 
durch Unregelmäßigkeiten in der 
Belieferung erleidet, haftet die 
Gemeinde aus dem Benutzungs-
verhältnis oder aus unerlaubter 
Handlung im Falle
1.  der Tötung oder Verletzung des 

Körpers oder der Gesundheit 
des Grundstückseigentümers, 
es sei denn, dass der Schaden 
von der Gemeinde oder einem 
Erfüllungs- oder Verrichtungs-
gehilfen weder vorsätzlich noch 
fahrlässig verursacht worden ist.

2.  der Beschädigung einer Sa-
che, es sei denn, dass der Scha-
den weder durch Vorsatz noch 
durch grobe Fahrlässigkeit der 
Gemeinde oder eines Erfül-
lungs- oder Verrichtungsgehil-
fen verursacht worden ist.

3.  eines Vermögensschadens, es sei 
denn, dass dieser weder durch 
Vorsatz noch durch grobe Fahr-
lässigkeit eines vertretungsbe-
rechtigten Organs der Gemein-
de verursacht worden ist.

 § 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs ist nur bei vor-
sätzlichem Handeln von Verrich- 
tungsgehilfen anzuwenden.

2) Gegenüber Benutzern und Drit-
ten, an die der Grundstücksei-
gentümer das gelieferte Wasser im 

Rahmen des § 15 Abs. 4 weiterlei-
tet, haftet die Gemeinde für Schä-
den, die diesen durch Unterbre-
chung der  Wasserversorgung oder 
durch Unregelmäßigkeiten in der 
Belieferung entstehen, wie einem 
Grundstückseigentümer.

3) Die Absätze 1 und 2 sind auch 
auf Ansprüche von Grundstück-
seigentümern anzuwenden, die 
diese gegen ein drittes Wasser-
versorgungsunternehmen aus 
unerlaubter Handlung geltend 
machen. Die Gemeinde ist ver-
pflichtet, den Grundstückseigen-
tümern auf Verlangen über die mit 
der Schadensverursachung durch 
ein drittes Unternehmen zusam-
menhängenden Tatsachen inso-
weit Auskunft zu geben, als sie ihr 
bekannt sind oder von ihr in zu-
mutbarer Weise aufgeklärt werden 
können und ihre Kenntnis zur 
Geltendmachung des Schadenser-
satzes erforderlich ist.

4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schä-
den unter fünfzehn Euro.

5) Schäden sind der Gemeinde un-
verzüglich mitzuteilen.

§ 19 Wasserzähler
1) Der Wasserzähler ist Eigentum der 

Gemeinde. Die Lieferung, Aufstel-
lung, technische Überwachung, 
Unterhaltung, Auswechslung und 
Entfernung der Wasserzähler sind 
Aufgabe der Gemeinde; sie be-
stimmt auch Art, Zahl und Größe 
der Wasserzähler sowie ihren Auf-
stellungsort. Bei der Aufstellung 
hat die Gemeinde so zu verfah-
ren, dass eine einwandfreie Mes-
sung gewährleistet ist; sie hat den 
Grundstückseigentümer zuvor an-
zuhören und seine berechtigten 
Interessen zu wahren.

2) Die Gemeinde ist verpflichtet, 
auf Verlangen des Grundstücks-
eigentümers die Wasserzähler zu 
verlegen, wenn dies ohne Beein-
trächtigungen einer einwandfreien 
Messung möglich ist. Die Gemein-
de kann die Verlegung davon ab-
hängig machen, dass der Grund-
stückseigentümer sich verpflichtet, 
die Kosten zu übernehmen.

3) Der Grundstückseigentümer haf-
tet für das Abhandenkommen und 
die Beschädigung der Wasserzäh-
ler, soweit ihn hieran ein Verschul-
den trifft. Er hat den Verlust, Be-
schädigungen und Störungen 
dieser Einrichtungen der Gemein-
de unverzüglich mitzuteilen. Er 
ist verpflichtet, sie vor Abwasser, 
Schmutz- und Grund-wasser so-
wie vor Frost zu schützen.

4) Die Wasserzähler werden von 
einem Beauftragten der Gemeinde 
möglichst in gleichen Zeitabstän-
den oder auf Verlangen der Ge-
meinde vom Grundstückseigen-
tümer selbst abgelesen. Dieser hat 
dafür zu sorgen, dass die Wasser-
zähler leicht zugänglich sind.

§ 20 Messeinrichtungen an der 
Grundstücksgrenze

1) Die Gemeinde kann verlangen, 
dass der Grundstückseigentümer 
auf eigene Kosten an der Grund-
stücksgrenze nach seiner Wahl 
einen geeigneten Wasserzähler-
schacht oder Wasserzählerschrank 
anbringt, wenn
1.  das Grundstück unbebaut ist 

oder
2.  die Versorgung des Gebäudes 

mit Grundstücksanschlüssen 
erfolgt, die unverhältnismäßig 
lang sind oder nur unter beson-
deren Erschwernissen verlegt 
werden können, oder

3.  kein Raum zur frostsicheren 
Unterbringung des Wasserzäh-
lers vorhanden ist.

2) Der Grundstückseigentümer ist 
verpflichtet, die Einrichtungen in 
ordnungsgemäßem Zustand und 
jederzeit zugänglich zu halten.

§ 21 Nachprüfung der
Wasserzähler

1) Der Grundstückseigentümer kann 
jederzeit die Nachprüfung der 
Wasserzähler durch eine Eichbe-
hörde oder eine staatlich aner-
kannte Prüfstelle im Sinne des § 6 
Abs. 4 des Eichgesetzes verlangen. 
Stellt der Grundstückseigentümer 
den Antrag auf Prüfung nicht bei 
der Gemeinde, so hat er diese vor 
Antragstellung zu benachrichti-
gen.

2) Die Gemeinde braucht dem Ver-
langen auf Nachprüfung der Was-
serzähler nur nachzukommen, 
wenn der Grundstückseigentü-
mer sich verpflichtet, die Kosten 
zu übernehmen, falls die Abwei-

chung die gesetzlichen Verkehrs-
fehlergrenzen nicht überschreitet.
§ 22 Änderungen; Einstellung 

des Wasserbezugs
1) Jeder Wechsel des Grundstücksei-

gentümers ist der Gemeinde un-
verzüglich schriftlich mitzuteilen.

2) Will ein Grundstückseigentümer, 
der zur Benutzung der Wasser-
versorgungseinrichtung nicht ver-
pflichtet ist, den Wasserbezug aus 
der öffentlichen Wasserversorgung 
vollständig einstellen, so hat er das 
mindestens eine Woche vor dem 
Ende des Wasserbezugs schriftlich 
der Gemeinde zu melden.

3) Will ein zum Anschluss oder zur 
Benutzung Verpflichteter den 
Wasserbezug einstellen, hat er bei 
der Gemeinde Befreiung nach § 6 
zu beantragen.

§ 23 Einstellung der
Wasserlieferung

1) Die Gemeinde ist berechtigt, die 
Wasserlieferung ganz oder teil-
weise fristlos einzustellen, wenn 
der Grundstückseigentümer oder 
Benutzer dieser Satzung oder 
sonstigen die Wasserversorgung 
betreffenden Anordnungen zuwi-
derhandelt und die Einstellung er-
forderlich ist, um
1.  eine unmittelbare Gefahr für 

die Sicherheit von Personen 
oder Anlagen abzuwenden,

2.  den Verbrauch von Wasser unter 
Umgehung, Beeinflussung oder 
vor Anbringung der Messein-
richtungen zu verhindern oder

3.  zu gewährleisten, dass Stö-
rungen anderer Abnehmer, stö-
rende Rückwirkungen auf Ein-
richtungen der Gemeinde oder 
Dritter oder Rückwirkungen 
auf die Güte des Trinkwassers 
ausgeschlossen sind.

2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, 
insbesondere bei Nichterfüllung 
einer Zahlungsverpflichtung trotz 
Mahnung, ist die Gemeinde be-
rechtigt, die Versorgung zwei Wo-
chen nach Androhung einzu-
stellen. Dies gilt nicht, wenn die 
Folgen der Einstellung außer Ver-
hältnis zur Schwere der Zuwi-
derhandlung stehen und hinrei-
chende Aussicht besteht, dass der 
Grundstückseigentümer seinen 
Verpflichtungen nachkommt. Die 
Gemeinde kann mit der Mahnung 
zugleich die Einstellung der Ver-
sorgung androhen.

3) Die Gemeinde hat die Versorgung 
unverzüglich wieder aufzuneh-
men, sobald die Gründe für die 
Einstellung entfallen sind.
§ 24 Ordnungswidrigkeiten

1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Ge-
meindeordnung kann mit Geld-
buße belegt werden, wer vorsätz-
lich
1.  den Vorschriften über den An-

schluss- und Benutzungszwang 
in § 5 zuwiderhandelt,

2.  eine der in § 9 Abs. 5, § 11 
Abs. 1, § 13 Abs. 2 und § 22 
Abs. 1 und 2 festgelegten oder 
hierauf gestützten Melde-, Aus-
kunfts-, Nachweis- oder Vorla-
gepflichten verletzt,

3.  entgegen § 11 Abs. 3 vor Zu-
stimmung der Gemeinde mit 
den Installationsarbeiten be-
ginnt,

4.  gegen die von der Gemeinde 
nach § 15 Abs. 3 Satz 3 ange-
ordneten Verbrauchseinschrän-
kungen oder Verbrauchsverbote 
verstößt.

2) Nach anderen Rechtsvorschrif-
ten bestehende Ordnungswidrig-
keitentatbestände bleiben unbe-
rührt.

§ 25 Anordnungen für den
Einzelfall, Zwangsmittel

1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung 
der nach dieser Satzung beste-
henden Verpflichtungen Anord-
nungen für den Einzelfall erlassen.

2) Für die Erzwingung der in dieser 
Satzung vorgeschriebenen Hand-
lungen, eines Duldens oder Un-
terlassens gelten die Vorschriften 
des Bayerischen Verwaltungszu-
stellungs- und Vollstreckungsge-
setzes.

§ 26 Inkrafttreten
1) Diese Satzung tritt am 1. 11. 2011 

in Kraft.
2) Gleichzeitig tritt die Satzung 

für die öffentliche Wasserversor-
gungseinrichtung der Gemein-
de Asbach-Bäumenheim (Was-
serabgabesatzung – WAS –) vom 
10. 12. 2001 außer Kraft.

Asbach-Bäumenheim,
den 26. 10. 2011

gez. Otto Uhl,
1. Bürgermeister

 
Nr. 2 Satzung für die 

öffentliche Entwäs-
serungsanlage der 
Gemeinde Asbach-
Bäumenheim (Entwässe-
rungssatzung – EWS –)
vom 26. 10. 2011

Auf Grund der Art. 23, 24 Abs. 1 
Nr. 1 und 2, Abs. 2 und 3 der Ge-
meindeordnung sowie Art. 34 Abs. 2 
Satz 1 des Bayerischen Wasserge-
setzes erlässt die Gemeinde Asbach-
Bäumenheim folgende Satzung:

§ 1 Öffentliche Einrichtung
1) Die Gemeinde betreibt zur Ab-

wasserbeseitigung nach dieser 
Satzung eine Entwässerungsanla-
ge als öffentliche Einrichtung.

2) Art und Umfang der Entwässe-
rungsanlage bestimmt die Ge-
meinde durch den Bestandsplan 
in seiner jeweiligen Fassung.

3) Zur Entwässerungsanlage der Ge-
meinde gehören auch die Grund-
stücksanschlüsse.

§ 2 Grundstücksbegriff –
Grundstückseigentümer

1) Grundstück im Sinne dieser Sat-
zung ist jedes räumlich zusam-
menhängende und einem ge-
meinsamen Zweck dienende 
Grundeigentum desselben Eigen-
tümers, das eine selbständige wirt-
schaftliche Einheit bildet, auch 
wenn es sich um mehrere Grund-
stücke oder Teile von Grundstü-
cken im Sinne des Grundbuch-
rechts handelt. Soweit rechtlich 
verbindliche planerische Vorgaben 
vorhanden sind, sind sie zu be-
rücksichtigen.

2) Die in dieser Satzung für die 
Grundstückseigentümer erlas-
senen Vorschriften gelten auch für 
Erbbauberechtigte oder ähnlich 
zur Nutzung eines Grundstücks 
dinglich Berechtigte. Von mehre-
ren dinglich Berechtigten ist je-
der berechtigt und verpflichtet; sie 
haften als Gesamtschuldner.
§ 3 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben 
die nachstehenden Begriffe folgende 
Bedeutung:
Abwasser
ist Wasser, das durch häuslichen, 
gewerblichen, landwirtschaftlichen 
oder sonstigen Gebrauch verunreini-
gt oder sonst in seinen Eigenschaf-
ten verändert ist oder das von Nie-
derschlägen aus dem Bereich von 
bebauten oder befestigten Flächen 
abfließt. Die Bestimmungen dieser 
Satzung gelten nicht für das in land-
wirtschaftlichen Betrieben anfal-
lende Abwasser, einschließlich Jau-
che und Gülle, das dazu bestimmt 
ist, auf landwirtschaftlich, forstwirt-
schaftlich oder gärtnerisch genutzte 
Böden aufgebracht zu werden; nicht 
zum Aufbringen bestimmt ist insbe-
sondere das häusliche Abwasser.
Kanäle
sind Mischwasserkanäle, Schmutz-
wasserkanäle oder Regenwasser-
kanäle einschließlich der Sonder-
bauwerke wie z. B. Regenbecken, 
Pumpwerke, Regenüberläufe.
Schmutzwasserkanäle
dienen ausschließlich der Aufnahme 
von Schmutzwasser.
Mischwasserkanäle
sind zur Aufnahme von Nieder-
schlags- und Schmutzwasser be-
stimmt.
Regenwasserkanäle
dienen ausschließlich der Aufnahme 
von Niederschlagswasser.
Sammelkläranlage
ist eine Anlage zur Reinigung des 
in den Kanälen gesammelten Ab-
wassers einschließlich der Ableitung 
zum Gewässer.
Grundstücksanschlüsse
(Anschlusskanäle)
sind die Leitungen vom Kanal bis 
einschließlich Kontrollschacht.
Grundstücksentwässerungs-
anlagen
sind die Einrichtungen eines Grund-
stücks, die dem Ableiten des Ab-
wassers dienen, bis zum Kontroll-
schacht.
Messschacht
ist eine Einrichtung für die Messung 
des Abwasserabflusses und für die 
Entnahme von Abwasserproben.

§ 4 Anschluss- und

Benutzungsrecht
1) Jeder Grundstückseigentümer 

kann verlangen, dass sein Grund-
stück nach Maßgabe dieser Sat-
zung an die öffentliche Entwässe-
rungsanlage angeschlossen wird. 
Er ist berechtigt, nach Maßgabe 
der §§ 14 bis 17 alles Abwasser in 
die öffentliche Entwässerungsan-
lage einzuleiten.

2) Das Anschluss- und Benutzungs-
recht erstreckt sich nur auf sol-
che Grundstücke, die durch ei-
nen Kanal erschlossen werden. 
Der Grundstückseigentümer 
kann unbeschadet weitergehender 
bundes- und landesgesetzlicher 
Vorschriften nicht verlangen, dass 
neue Kanäle hergestellt oder be-
stehende Kanäle geändert wer-
den. Welche Grundstücke durch 
einen Kanal erschlossen werden, 
bestimmt die Gemeinde.

3) Ein Anschluss- und Benutzungs-
recht besteht nicht,
1.  wenn das Abwasser wegen sei-

ner Art oder Menge nicht ohne 
weiteres von der öffentlichen 
Entwässerungsanlage über-
nommen werden kann und bes-
ser von demjenigen behandelt 
wird, bei dem es anfällt;

2.  solange eine Übernahme des 
Abwassers technisch oder we-
gen des unverhältnismäßig ho-
hen Aufwands nicht möglich 
ist.

4) Die Gemeinde kann den An-
schluss und die Benutzung versa-
gen, wenn die gesonderte Behand-
lung des Abwassers wegen der 
Siedlungsstruktur das Wohl der 
Allgemeinheit nicht beeinträchti-
gt.

§ 5 Anschluss- und
Benutzungszwang

1) Die zum Anschluss Berechtigten 
(§ 4) sind verpflichtet, bebaute 
Grundstücke an die öffentliche 
Entwässerungsanlage anzuschlie-
ßen (Anschlusszwang). Ein An-
schlusszwang besteht nicht, wenn 
der Anschluss rechtlich oder tat-
sächlich unmöglich ist.

2) Die zum Anschluss Berechtigten 
(§ 4) sind verpflichtet, auch unbe-
baute Grundstücke an die öffent-
liche Entwässerungsanlage anzu-
schließen, wenn Abwasser anfällt.

3) Ein Grundstück gilt als bebaut, 
wenn auf ihm bauliche Anlagen, 
bei deren Benutzung Abwasser 
anfallen kann, dauernd oder vorü-
bergehend vorhanden sind.

4) Bei baulichen Maßnahmen, die 
eine Veränderung der Abwas-
sereinleitung nach Menge oder 
Beschaffenheit zur Folge haben, 
muss der Anschluss vor dem Be-
ginn der Benutzung des Baus 
hergestellt sein. In allen ande-
ren Fällen ist der Anschluss nach 
schriftlicher Aufforderung durch 
die Gemeinde innerhalb der von 
ihr gesetzten Frist herzustellen.

5) Auf Grundstücken, die an die öf-
fentliche Entwässerungsanlage an-
geschlossen sind, ist im Umfang 
des Benutzungsrechts alles Ab-
wasser in die öffentliche Entwäs-
serungsanlage einzuleiten (Benut-
zungszwang). Verpflichtet sind die 
Grundstückseigentümer und alle 
Benutzer der Grundstücke. Sie 
haben auf Verlangen der Gemein-
de die dafür erforderliche Überwa-
chung zu dulden.

6) Der Anschluss- und Benut-
zungszwang gilt nicht für Nie-
derschlagswasser, sofern dessen 
Versickerung oder anderweitige 
Beseitigung ordnungsgemäß mög-
lich ist.
§ 6 Befreiung von Anschluss- 

oder Benutzungszwang
1) Von der Verpflichtung zum An-

schluss oder zur Benutzung wird 
auf Antrag ganz oder zum Teil be-
freit, wenn der Anschluss oder die 
Benutzung aus besonderen Grün-
den auch unter Berücksichtigung 
der Erfordernisse des Gemein-
wohls nicht zumutbar ist. Der An-
trag auf Befreiung ist unter Anga-
be der Gründe schriftlich bei der 
Gemeinde einzureichen.

2) Die Befreiung kann befristet, un-
ter Bedingungen, Auflagen und 
Widerrufsvorbehalt erteilt wer-
den.
§ 7 Sondervereinbarungen

1) Ist der Eigentümer nicht zum An-
schluss oder zur Benutzung be-
rechtigt oder verpflichtet, so kann 
die Gemeinde durch Vereinbarung 
ein besonderes Benutzungsver-
hältnis begründen.

2) Für dieses Benutzungsverhält-
nis gelten die Bestimmungen die-
ser Satzung und der Beitrags- und 
Gebührensatzung entsprechend. 
Ausnahmsweise kann in der Son-
dervereinbarung Abweichendes 
bestimmt werden, soweit dies 
sachgerecht ist.

§ 8 Grundstücksanschluss
1) Die Grundstücksanschlüsse wer-

den von der Gemeinde hergestellt, 
angeschafft, verbessert, erneuert, 
verändert, beseitigt und unterhal-
ten.

2) Die Gemeinde bestimmt Zahl, 
Art, Nennweite und Führung der 
Grundstücksanschlüsse. Sie be-
stimmt auch, wo und an welchen 
Kanal anzuschließen ist. Begrün-
dete Wünsche der Grundstück-
seigentümer werden dabei nach 
Möglichkeit berücksichtigt.

3) Jeder Eigentümer, dessen Grund-
stück an die öffentliche Entwässe-
rungsanlage angeschlossen oder 
anzuschließen ist, muss die Verle-
gung von Grundstücksanschlüs-
sen, den Einbau von Schächten, 
Schiebern, Messeinrichtungen 
und dergleichen und von Sonder-
bauwerken zulassen, ferner das 
Anbringen von Hinweisschildern 
dulden, soweit diese Maßnahmen 
für die ordnungsgemäße Beseiti-
gung des auf seinem Grundstück 
anfallenden Abwassers erforder-
lich sind.

§ 9 Grundstücks-
entwässerungsanlage

1) Jedes Grundstück, das an die öf-
fentliche Entwässerungsanla-
ge angeschlossen wird, ist vorher 
vom Grundstückeigentümer mit 
einer Grundstücksentwässerungs-
anlage zu versehen, die nach den 
anerkannten Regeln der Technik 
herzustellen, zu betreiben, zu un-
terhalten und zu ändern ist.

2) Die Grundstücksentwässerungs-
anlagen sind mit einer Grund-
stückskläranlage zu versehen, 
wenn das Abwasser keiner Sam-
melkläranlage zugeführt wird. 
Die Grundstückskläranlage ist auf 
dem anzuschließenden Grund-
stück zu erstellen; sie ist Bestand-
teil der Grundstücksentwässe-
rungsanlage.

3) Besteht zum Kanal kein ausrei-
chendes Gefälle, so kann die Ge-
meinde vom Grundstückseigen-
tümer den Einbau und Betrieb 
einer Hebeanlage zur ordnungsge-
mäßen Entwässerung des Grund-
stücks verlangen, wenn ohne diese 
Anlage eine ordnungsgemäße Be-
seitigung der Abwässer bei einer
den Regeln der Technik entspre-
chenden Planung und Ausfüh-
rung des Kanalsystems nicht mög-
lich ist. Weiter soll bei Gebäuden 
mit Kellergeschoss die Verlegung 
von Grundleitungen unter der Bo-
denplatte vermieden werden.

4) Gegen den Rückstau des Abwas-
sers aus dem Abwassernetz hat 
sich jeder Anschlussnehmer selbst
zu schützen.

5) Die Grundstücksentwässerungs-
anlagen sowie Arbeiten daran dür-
fen nur durch fachlich geeignete 
Unternehmer ausgeführt werden.

§ 10 Zulassung der Grundstück-
sentwässerungsanlage

1) Bevor die Grundstücksentwässe-
rungsanlage hergestellt oder ge-
ändert wird, sind der Gemeinde 
folgende Unterlagen in doppelter
Fertigung einzureichen:
a)  Lageplan des zu entwässernden 

Grundstücks im Maßstab 
1:1000,

b)  Grundriss- und Flächenplä-
ne im Maßstab 1:100, aus de-
nen der Verlauf der Leitungen 
und im Falle des § 9 Abs. 2 die 
Grundstückskläranlage ersicht-
lich sind,

c)  Längsschnitte aller Leitungen 
mit Darstellung der Entwässe-
rungsgegenstände im Maßstab 
1:100 bezogen auf Normal-Null 
(NN) aus denen insbesondere 
die Gelände- und Kanalsohlen-
höhen, die maßgeblichen Kel-
lersohlenhöhen, Querschnit-
te und Gefälle der Kanäle, 
Schächte, höchste Grundwas-
seroberfläche zu ersehen sind,

d)  wenn Gewerbe- oder Industrie-
abwässer oder Abwasser, das in 
seiner Beschaffenheit erheblich
vom Hausabwasser abweicht, 
zugeführt werden, ferner Anga-
ben über

–  Zahl der Beschäftigten und der 
ständigen Bewohner auf dem
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Grundstück, wenn deren Ab-
wasser miterfasst werden soll,

–  Menge und Beschaffenheit des 
Verarbeitungsmaterials, der Er-
zeugnisse,

–  die abwassererzeugende Be-
triebsvorgänge,

–  Höchstzufluss und Beschaffen-
heit des zum Einleiten bestimm-
ten Abwassers,

–  die Zeiten, in denen eingeleitet 
wird, die Vorbehandlung des Ab-
wassers (Kühlung, Reinigung, 
Neutralisation, Dekontaminie-
rung) mit Bemessungsnachwei-
sen.

Soweit nötig, sind die Angaben zu 
ergänzen durch den wasserwirt-
schaftlichen Betriebsplan (Zu-
fluss, Verbrauch, Kreislauf, Ab-
fluss) und durch Pläne der zur 
Vorbehandlung beabsichtigten 
Einrichtungen.

 Die Pläne haben den bei der Ge-
meinde aufliegenden Planmustern 
zu entsprechen. Alle Unterlagen 
sind von den Bauherren und Plan-
fertigern zu unterschreiben.

2) Die Gemeinde prüft, ob die beab-
sichtigen Grundstücksentwässe-
rungsanlagen den Bestimmungen 
dieser Satzung entsprechen. Ist 
das der Fall, so erteilt die Ge-
meinde schriftlich ihre Zustim-
mung und gibt eine Fertigung 
der eingereichten Unterlagen 
mit Zustimmungsvermerk zu-
rück. Die Zustimmung kann un-
ter Bedingungen und Auflagen 
erteilt werden. Andernfalls setzt 
die Gemeinde dem Bauherrn un-
ter Angabe der Mängel eine ange-
messene Frist zur Berichtigung. 
Die geänderten Unterlagen sind 
sodann erneut einzureichen.

3) Mit der Herstellung oder Ände-
rung der Grundstücksentwäs-
serungsanlagen darf erst nach 
schriftlicher Zustimmung der Ge-
meinde begonnen werden. Eine 
Genehmigungspflicht nach son-
stigen, insbesondere nach stra-
ßen-, bau- und wasserrechtlichen 
Bestimmungen bleibt durch die 
Zustimmung unberührt.

4) Von den Bestimmungen der Ab-
sätze 1 bis 3 kann die Gemeinde 
Ausnahmen zulassen.
§ 11 Herstellung und Prüfung 

der Grundstücksentwässerungs-
anlage

1) Die Grundstückseigentümer ha-
ben der Gemeinde den Beginn 
des Herstellens, des Änderns, des 
Ausführens größerer Unterhal-
tungsarbeiten oder des Beseiti-
gens drei Tage vorher schriftlich 
anzuzeigen und gleichzeitig den 
Unternehmer zu benennen. Muss 
wegen Gefahr in Verzug mit den 
Arbeiten sofort begonnen werden, 
so ist der Beginn innerhalb 24 
Stunden schriftlich anzuzeigen.

2) Die Gemeinde ist berechtigt, die 
Arbeiten zu überprüfen. Alle Lei-
tungen dürfen nur mit vorheriger 
Zustimmung der Gemeinde ver-
deckt werden. Anderenfalls sind 
sie auf Anordnung der Gemeinde 
freizulegen.

3) Die Grundstückseigentümer ha-
ben zu allen Überprüfungen Ar-
beitskräfte, Geräte und Werkstoffe 
bereitzustellen.

4) Festgestellte Mängel sind inner-
halb einer angemessenen Frist 
durch die Grundstückseigentü-
mer zu beseitigen. Die Beseiti-
gung der Mängel ist der Gemein-
de zur Nachprüfung anzuzeigen.

5) Die Gemeinde kann verlangen, 
dass die Grundstücksentwässe-
rungsanlagen nur mit ihrer Zu-
stimmung in Betrieb genommen 
werden. Die Zustimmung kann 
insbesondere davon abhängig ge-
macht werden, dass seitens des 
vom Grundstückseigentümer be-
auftragten Unternehmers eine Be-
stätigung über die Dichtigkeit und 
Funktionsfähigkeit der Anlagen 
vorgelegt wird.

6) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 3 
und die Prüfung der Grundstücks-
entwässerungsanlage durch die 
Gemeinde befreien den Grund-
stückseigentümer, den Bauherrn, 
den ausführenden Unternehmer 
und den Planfertiger nicht von der 
Verantwortung für die vorschrifts-
mäßige und fehlerfreie Planung 
und Ausführung der Anlage.

§ 12 Überwachung
1) Die Gemeinde ist befugt, die 

Grundstücksentwässerungsanlagen 
jederzeit zu überprüfen, Abwasser-
proben zu entnehmen und Mes-

sungen durchzuführen. Dasselbe 
gilt für die Grundstücksanschlüsse 
und Messschächte, wenn die Ge-
meinde sie nicht selbst unterhält.

2) Der Grundstückseigentümer ist 
verpflichtet, die von ihm zu un-
terhaltenden Grundstücksent-
wässerungsanlagen in Abständen 
von 15 Jahren durch einen fach-
lich geeigneten Unternehmer auf 
Bauzustand, insbesondere Dich-
tigkeit und Funktionsfähigkeit un-
tersuchen und festgestellte Män-
gel beseitigen zu lassen. Über die 
durchgeführten Untersuchungen 
und über die Mängelbeseitigung 
ist der Gemeinde eine Bestätigung 
des damit beauftragten Unterneh-
mers vorzulegen. Die Gemein-
de kann darüber hinaus jederzeit 
verlangen, dass die vom Grund-
stückseigentümer zu unterhal-
tenden Anlagen in einen Zustand 
gebracht werden, der Störungen 
anderer Einleiter, Beeinträchti-
gungen der öffentlichen Entwäs-
serungsanlage und Gewässerver-
unreinigungen ausschließt.

3) Wird Gewerbe- oder Industrieab-
wasser oder Abwasser, das in sei-
ner Beschaffenheit erheblich vom 
Hausabwasser abweicht, der Ent-
wässerungseinrichtung zugeführt, 
kann die Gemeinde den Einbau 
und den Betrieb von Überwa-
chungseinrichtungen verlangen. 
Hierauf wird in der Regel verzich-
tet, soweit für die Einleitung eine 
wasserrechtliche Genehmigung 
der Kreisverwaltungsbehörde vor-
liegt und die Ergebnisse der was-
serrechtlich vorgeschriebenen Ei-
gen- oder Selbstüberwachung der 
Gemeinde vorgelegt werden.

4) Die Grundstückseigentümer ha-
ben Störungen und Schäden an 
den Grundstücksanschlüssen, 
Messschächten, Grundstücks-
entwässerungsanlagen, Überwa-
chungseinrichtung und etwaigen 
Vorbehandlungsanlagen unver-
züglich der Gemeinde anzuzeigen.

5) Die Verpflichtungen nach den Ab-
sätzen 1 bis 4 gelten auch für die 
Benutzer der Grundstücke.

§ 13 Stilllegung von
Entwässerungsanlagen auf dem 

Grundstück
Abflusslose Gruben und Sicker-

anlagen sind außer Betrieb zu set-
zen, sobald ein Grundstück an die 
öffentliche Entwässerungsanlage an-
geschlossen ist; das Gleiche gilt für 
Grundstückskläranlagen, sobald 
die Abwässer einer ausreichenden 
Sammelkläranlage zugeführt wer-
den. Sonstige Grundstücksentwäs-
serungseinrichtungen sind, wenn sie 
den Bestimmungen der §§ 9 bis 11 
nicht entsprechen, in dem Umfang 
außer Betrieb zu setzen, in dem das 
Grundstück an die öffentliche Ent-
wässerungsanlage anzuschließen ist.

§ 14 Einleiten in die Kanäle
1) In Schmutzwasserkanäle darf nur 

Schmutzwasser, in Regenwasser-
kanäle nur Niederschlagswasser 
eingeleitet werden.

2) Den Zeitpunkt, von dem ab in die 
Kanäle eingeleitet werden kann, 
bestimmt die Gemeinde.

§ 15 Verbot des Einleitens,
Einleitungsbedingungen

1) In die öffentliche Entwässerungs-
anlage dürfen Stoffe nicht einge-
leitet oder eingebracht werden, die
 –  die dort beschäftigten Personen 

gefährden oder deren Gesund-
heit beeinträchtigen,

 –  die öffentliche Entwässerungs-
anlage oder die angeschlos-
senen Grundstücke gefährden 
oder beschädigen,

 –  den Betrieb der Entwässerungs-
anlage erschweren, behindern 
oder beeinträchtigen,

 –  die landwirtschaftliche, forst-
wirtschaftliche oder gärtne-
rische Verwertung des Klär-
schlamms erschweren oder 
verhindern oder

 –  sich sonst schädlich auf die Um-
welt, insbesondere die Gewäs-
ser, auswirken.

2) Dieses Verbot gilt insbesondere 
für
 1.  feuergefährliche oder zerknall-

fähige Stoffe wie Benzin, Ben-
zol, Öl

 2.  infektiöse Stoffe, Medikamente
 3.  radioaktive Stoffe
 4.  Farbstoffe, soweit sie zu einer 

deutlichen Verfärbung des Ab-
wassers in der Sammelkläranla-
ge oder des Gewässers führen, 
Lösemittel

 5.  Abwasser oder andere Stoffe, 

die schädliche Ausdünstungen, 
Gase oder Dämpfe verbreiten 
können

 6.  Grund- und Quellwasser
 7.  feste Stoffe, auch in zerkleiner-

ter Form, wie Schutt, Asche, 
Sand, Kies, Faserstoffe, Ze-
ment, Kunstharze, Teer, Pap-
pe, Dung, Küchenabfälle, 
Schlachtabfälle, Treber, Hefe, 
flüssige Stoffe, die erhärten

 8.  Räumgut aus Leichtstoff- und 
Fettabscheidern, Jauche, Gülle, 
Abwasser aus Dunggruben und 
Tierhaltungen, Silagegärsaft, 
Blut aus Schlächtereien, Molke

 9.  Absetzgut, Schlämme oder 
Suspensionen aus Vorbehand-
lungsanlagen, Räumgut aus 
Grundstückskläranlagen und 
Abortgruben unbeschadet ge-
meindlicher Regelungen zur 
Beseitigung der Fäkalschlämme

10.  Stoffe oder Stoffgruppen, die 
wegen der Besorgnis einer Gif-
tigkeit, Langlebigkeit, Anrei-
cherungsfähigkeit oder einer 
krebserzeugenden, fruchtschä-
digenden oder erbgutverän-
dernden Wirkung als gefährlich 
zu bewerten sind wie Schwer-
metalle, Cyanide, halogenierte 
Kohlenwasserstoffe, polycy-
clische Aromaten, Phenole.

Ausgenommen sind
a)  unvermeidbare Spuren sol-

cher Stoffe im Abwasser in der 
Art und in der Menge, wie sie 
auch im Abwasser aus Haushal-
tungen üblicherweise anzutref-
fen sind;

b)  Stoffe, die nicht vermieden 
oder in einer Vorbehandlungs-
anlage zurückgehalten werden 
können und deren Einleitung 
die Gemeinde in den Einlei-
tungsbedingungen nach Absatz 
3 zugelassen hat;

c)  Stoffe, die aufgrund einer Ge-
nehmigung nach § 58 des Was-
serhaushaltsgesetzes eingeleitet 
werden dürfen,

11.  Abwasser aus Industrie- und 
Gewerbebetrieben,

 –  von dem zu erwarten ist, 
dass es auch nach der Be-
handlung in der Sammel-
kläranlage nicht den Min-
destanforderungen nach 
§ 57 des Wasserhaushaltsge-
setzes entsprechen wird,

 –  das wärmer als + 35° C ist,
 –  das einen pH-Wert von un-

ter 6,5 oder über 9,5 auf-
weist,

 –  das aufschwimmende Öle 
und Fette enthält,

 –  das als Kühlwasser benutzt 
worden ist.

12.  nicht neutralisiertes Konden-
sat aus ölbefeuerten Brenn-
wertkesseln,

13.  nicht neutralisiertes Kondensat 
aus gasbefeuerten Brennwert-
kesseln mit einer Nennwertleis-
 tung über 200 kW.

3) Die Einleitungsbedingungen nach 
Absatz 2 Nr. 10 Buchst. b wer-
den gegenüber den einzelnen An-
schlusspflichtigen oder im Rah-
men der Sondervereinbarung 
festgelegt.

4) Über Absatz 3 hinaus kann die 
Gemeinde in Einleitungsbedin-
gungen auch die Einleitung von 
Abwasser besonderer Art und 
Menge ausschließen oder von be-
sonderen Voraussetzungen ab-
hängig machen, soweit dies zum 
Schutz des Betriebspersonals, der 
Entwässerungsanlage oder zur Er-
füllung der für den Betrieb der öf-
fentlichen Entwässerungsanlage 
geltenden Vorschriften, insbeson-
dere der Bedingungen und Auf-
lagen des der Gemeinde erteilten 
wasserrechtlichen Bescheids er-
forderlich ist.

5) Die Gemeinde kann die Einlei-
tungsbedingungen nach Abs. 3 
und 4 neu festlegen, wenn die 
Einleitung von Abwasser in die 
öffentliche Entwässerungsanla-
ge nicht nur vorübergehend nach 
Art oder Menge wesentlich geän-
dert wird oder wenn sich die für 
den Betrieb der öffentlichen Ent-
wässerungsanlage geltenden Ge-
setze oder Bescheide ändern. Die 
Gemeinde kann Fristen festlegen, 
innerhalb derer die zur Erfüllung 
der geänderten Anforderungen 
notwendige Maßnahmen durch-
geführt werden müssen.

6) Die Gemeinde kann die Einlei-
tung von Stoffen im Sinn der Ab-
sätze 1 und 2 zulassen, wenn der 
Verpflichtete Vorkehrungen trifft, 

durch die die Stoffe ihre gefähr-
dende oder schädigende oder den 
Betrieb der öffentlichen Entwäs-
serungsanlage erschwerende Wir-
kung verlieren. In diesem Fall hat 
er der Gemeinde eine Beschrei-
bung nebst Plänen in doppelter 
Fertigung vorzulegen. Die Ge-
meinde kann die Einleitung der 
Stoffe zulassen, erforderlichenfalls 
nach Anhörung der für den Ge-
wässerschutz zuständigen Sach-
verständigen.

7) Leitet der Grundstückseigen-
tümer Kondensat aus ölbefeu-
erten Brennwertanlagen oder 
aus gasbefeuerten Brennwertan-
lagen über 200 kW in die Ent-
wässerungsanlage ein, ist er ver-
pflichtet, das Kondensat zu
neutralisieren und der Gemein-
de über die Funktionsfähigkeit 
der Neutralisationsanlage jährlich 
eine Bescheinigung des zustän-
digen Kaminkehrermeisters oder 
eines fachlich geeigneten Unter-
nehmers vorzulegen.

8) Besondere Vereinbarungen zwi-
schen der Gemeinde und einem 
Verpflichteten, die das Einleiten 
von Stoffen im Sinn des Absatzes 
1 durch entsprechende Vorkeh-
rungen an der öffentlichen Ent-
wässerungsanlage ermöglichen, 
bleiben vorbehalten.

9) Wenn Stoffe im Sinn des Absatzes 
1 in eine Grundstücksentwässe-
rungsanlage oder in die öffent-
liche Entwässerungsanlage gelan-
gen, ist die Gemeinde sofort zu 
verständigen.

 § 16 Abscheider
1) Sofern mit dem Abwasser Leicht-

flüssigkeiten wie z. B. Benzin, 
Benzol, Öle oder Fette mitab-
geschwemmt werden können, 
sind in die Grundstücksentwäs-
serungsanlage Abscheider einzu-
schalten und insoweit ausschließ-
lich diese zu benutzen.

2) Die Abscheider müssen in regel-
mäßigen Zeitabständen und bei 
Bedarf entleert werden. Die Ge-
meinde kann den Nachweis der 
ordnungsgemäßen Entleerung 
verlangen. Das Abscheidegut ist 
schadlos zu beseitigen.

§ 17 Untersuchung
des Abwassers

1) Die Gemeinde kann über die Art 
und Menge des eingeleiteten oder 
einzuleitenden Abwassers Auf-
schluss verlangen. Bevor erstma-
lig Abwasser eingeleitet oder wenn 
Art oder Menge des eingeleite-
ten Abwassers geändert werden, 
ist der Gemeinde auf Verlangen 
nachzuweisen, dass das Abwasser 
keine Stoffe enthält, die unter das 
Verbot des § 15 fallen.

2) Die Gemeinde kann eingeleite-
tes Abwasser jederzeit, auch pe-
riodisch auf Kosten des Grund-
stückseigentümers untersuchen 
lassen. Auf die Überwachung 
wird in der Regel verzichtet, so-
weit für die Einleitung in die 
Sammelkanalisation eine was-
serrechtliche Genehmigung der 
Kreisverwaltungsbehörde vorliegt, 
die dafür vorgeschriebenen Un-
tersuchungen aus der Eigen- oder 
Selbstüberwachung ordnungs-
gemäß durchgeführt und die Er-
gebnisse der Gemeinde vorgelegt 
werden. Die Gemeinde kann ver-
langen, dass die nach § 12 Abs. 3 
eingebauten Überwachungsein-
richtungen ordnungsgemäß be-
trieben und die Messergebnisse 
vorgelegt werden.

3) Die Beauftragten der Gemein-
de und die Bediensteten der für 
die Gewässeraufsicht zuständigen 
Behörden können die anzuschlie-
ßenden oder die angeschlossenen 
Grundstücke betreten, wenn dies 
zur Durchführung der in den 
Absätzen 1 und 2 vorgesehenen 
Maßnahmen erforderlich ist.

§ 18 Haftung
1) Die Gemeinde haftet unbeschadet 

Absatz 2 nicht für Schäden, die 
auf solchen Betriebsstörungen be-
ruhen, die sich auch bei ordnungs-
gemäßer Planung, Ausführung 
und Unterhaltung der Entwässe-
rungseinrichtung nicht vermei-
den lassen. Satz 1 gilt insbeson-
dere auch für Schäden, die durch 
Rückstau hervorgerufen werden.

2) Die Gemeinde haftet für Schä-
den, die sich aus dem Benützen 
der öffentlichen Ent-wässerungs-
anlage ergeben nur dann, wenn 
einer Person, deren sich die Ge-
meinde zur Erfüllung ihrer Ver-

pflichtungen bedient, Vorsatz oder 
Fahrlässigkeit zur Last fällt.

3) Der Grundstückseigentümer und 
die Benutzer haben für die ord-
nungsgemäße Benutzung der öf-
fentlichen Entwässerungsanlage 
einschließlich des Grundstücks-
anschlusses zu sorgen.

4) Wer den Vorschriften dieser Sat-
zung oder einer Sondervereinba-
rung zuwiderhandelt, haftet der 
Gemeinde für alle ihr dadurch 
entstehenden Schäden und Nach-
teile. Dasselbe gilt für Schä-
den und Nachteile, die durch 
den mangelhaften Zustand der 
Grundstücksentwässerungsanlage 
oder des Grundstücksanschlusses 
verursacht werden, soweit dieser 
nach § 8 vom Grundstückseigen-
tümer herzustellen, anzuschaffen, 
zu verbessern, zu erneuern, zu än-
dern, zu beseitigen und zu unter-
halten ist. Mehrere Verpflichtete 
haften als Gesamtschuldner.
§ 19 Grundstücksbenutzung

1) Der Grundstückseigentümer hat 
das Anbringen und Verlegen von 
Leitungen einschließlich Zube-
hör zur Ableitung von Abwas-
ser über sein im Entsorgungsge-
biet liegendes Grundstück sowie 
sonstige Schutzmaßnahmen un-
entgeltlich zuzulassen, wenn und 
soweit diese Maßnahmen für die 
örtliche Abwasserbeseitigung er-
forderlich sind. Diese Pflicht be-
trifft nur Grundstücke, die an die 
öffentliche Entwässerungsanlage 
angeschlossen oder anzuschließen 
sind, die vom Eigentümer im wirt-
schaftlichen Zusammenhang mit 
einem angeschlossenen oder zum 
Anschluss vorgesehenen Grund-
stück genutzt werden oder für 
die die Möglichkeit der örtlichen 
Abwasserbeseitigung sonst wirt-
schaftlich vorteilhaft ist. Die Ver-
pflichtung entfällt, soweit die In-
anspruchnahme der Grundstücke 
den Eigentümer in unzumutbarer 
Weise belasten würde.

2) Der Grundstückseigentümer ist 
rechtzeitig über Art und Umfang 
der beabsichtigten Inanspruch-
nahme seines Grundstücks zu be-
nachrichtigen.

3) Der Grundstückseigentümer kann 
die Verlegung der Einrichtungen 
verlangen, wenn sie an der bis-
herigen Stelle für ihn nicht mehr 
zumutbar sind. Die Kosten der 
Verlegung hat die Gemeinde zu 
tragen, soweit die Einrichtung 
nicht ausschließlich der Entsor-
gung des Grundstücks dient.

4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht 
für öffentliche Verkehrswege und 
Verkehrsflächen sowie für Grund-
stücke, die durch Planfeststellung 
für den Bau von öffentlichen Ver-
kehrswegen und Verkehrsflächen 
bestimmt sind.

§ 20 Betretungsrecht
1) Der Grundstückseigentümer und 

der Benutzer des Grundstücks ha-
ben zu dulden, dass zur Überwa-
chung ihrer satzungsmäßigen und 
gesetzlichen Pflichten die mit dem 
Vollzug dieser Satzung beauftrag-
ten Personen der Gemeinde zu 
angemessener Tageszeit Grund-
stücke, Gebäude, Anlagen, Ein-
richtungen, Wohnungen und 
Wohnräume im erforderlichen 
Umfang betreten; auf Verlangen 
haben sich diese Personen auszu-
weisen. Ihnen ist ungehindert Zu-
gang zu allen Anlagenteilen zu ge-
währen und sind die notwendigen 
Auskünfte zu erteilen. Der Grund-
stückseigentümer und der Benut-
zer des Grundstücks werden vor-
her verständigt; das gilt nicht für 
Probenahmen und Abwassermes-
sungen. Bei Gefahr im Verzug, be-
trieblichen Störungen oder son-
stigen Fehlfunktionen kann von 
der vorherigen Verständigung des 
Grundstückseigentümers oder der 
Benutzer abgesehen werden.

2) Nach anderen Rechtsvorschrif-
ten bestehende Betretungs- und 
Überwachungsrechte bleiben un-
berührt.
§ 21 Ordnungswidrigkeiten

1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Ge-
meindeordnung kann mit Geld-
buße belegt werden, wer vorsätz-
lich

1. den Vorschriften über den An-
schluss- und Benutzungszwang 
(§ 5) zuwiderhandelt,

2. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, 
§ 12 Abs. 4 und 5 und § 17 Abs. 1 
festgelegten Melde-, Auskunfts- 
oder Vorlagepflichten verletzt,

3. entgegen § 10 Abs. 3 vor Zu-
stimmung der Gemeinde mit der 
Herstellung oder Änderung der 
Grundstücksentwässerungsanlage 
beginnt,

4. entgegen den Vorschriften der 
§§ 14 und 15 Abwässer in die öf-
fentliche Entwässerungsanlage
einleitet,

5. entgegen § 20 Abs. 1 Satz 2 den 
mit dem Vollzug dieser Satzung 
beauftragten Personen der Ge-
meinde nicht ungehindert Zugang 
zu allen Anlagenteilen gewährt.

2) Nach anderen Rechtsvorschrif-
ten bestehende Ordnungswidrig-
keitentatbestände bleiben unbe-
rührt.

§ 22 Anordnungen für den
Einzelfall; Zwangsmittel

1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung
der nach dieser Satzung beste-
henden Verpflichtungen Anord-
nungen für den Einzelfall erlassen.

2) Für die Erzwingung der in dieser
Satzung vorgeschriebenen Hand-
lungen, eines Duldens oder Un-
terlassens gelten die Vorschriften 
des Bayerischen Verwaltungszu-
stellungs- und Vollstreckungsge-
setzes.

§ 23 Inkrafttreten
1) Diese Satzung tritt am 1. 11. 2011 

in Kraft.
2) Gleichzeitig tritt die Satzung für 

die öffentliche Entwässerungs-
anlage (Entwässerungssatzung
– EWS) vom 30. 5.1979 mit 
der 1. Änderungssatzung vom 
17. 12.1986 außer Kraft.

3) Anlagen im Sinne des § 12 Abs. 2, 
die bei Inkrafttreten der Satzung 
bereits bestehen und bei denen
nicht nachgewiesen wird, dass 
sie im Zeitraum ab 1. 1. 2000 bis 
zum Inkrafttreten der Satzung 
nach den zur Zeit der Prüfung
geltenden Rechtsvorschriften ge-
prüft wurden, sind spätestens bis 
31. 12. 2015 zu prüfen. Für nach 
§ 12 Abs. 2 zu überwachende 
Kleinkläranlagen, die bei Inkraft-
treten dieser Satzung bereits be-
stehen, gilt Art. 60 Abs. 4 BayWG.

Asbach-Bäumenheim,
den 26. 10. 2011
Gez. Otto Uhl, 1. Bürgermeister

 
Nr. 3 Bekanntgabe des 

Beschlusses aus der 
Sitzung des Gemein-
derates vom 20. 9. 2011 
zur Festsetzung 
der Beitrags- und 
Gebührensätze für die 
Wasserversorgungs- 
und Entwässerungs-
einrichtung

Der Gemeinderat der Gemein-
de Asbach-Bäumenheim wird im 2. 
Quartal 2012 die Beitrags- und Ge-
bührensatzung für die Wasserver-
sorgungseinrichtung (BGS-WAS) 
sowie die Beitrags- und Gebühren-
satzung für die Entwässerungsein-
richtung (BGS-EWS) neu erlas-
sen. Dabei wird der Gebührensatz 
zum 1. 10. 2012 und der Beitragssatz 
rückwirkend zum 1. 11. 2011 neu 
festgesetzt. Der bisherige Beitrags-
maßstab „zulässige Geschossfläche“
wird bei der Wasserversorgungs- und 
Entwässerungseinrichtung auf den
Beitragsmaßstab „tatsächliche Ge-
schossfläche“ umgestellt. Für Altfäl-
le wird eine Übergangsregelung ge-
troffen.
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